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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über die Anträge der Fraktion der DP, der Fraktion der FDP 
und der Fraktionen der DP, CDU/CSU 

— Umdrucke 492, 497, 494 — 

zur Beratung des Berichts der Bundesregierung über die Lage 

der Landwirtschaft 

gemäß §§ 4 und 5 des Landwirtschaftsgesetzes 
— Drucksachen 1600, m 1600 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reinhard 


Die vorliegenden Umdrucke 492, 497 und 494 wur- 
den nach der Aussprache über den Grünen Plan 
1960 am 11. März 1960 an den Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten zur weiteren Be- 
handlung überwiesen. 

Zu Umdrucken 492 und 497 

Bei der Beratung am 23. März 1960 kam der Aus- 
schuß zu der Überzeugung, vor der Entscheidung 
über die Umdrucke 492 und 497 zu den Problemen 
der Berechnung des Vergleichslohnes zwischen der 
Landwirtschaft und den gewerblichen Berufen auf 
der Grundlage des Stundenarbeitsverdienstes und 
der Bekanntgabe der Gesamtdisparitätssumme Sach- 
verständige hören zu müssen. 

Da diese Probleme im Wissenschaftlichen Beirat 
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten schon mehrfach zur Diskussion 
standen, wurden die Sachverständigen aus dem 
Kreis dieses Beirates gewählt. Von diesen wurden 
in der Sitzung des Ausschusses am 12. Mai 1960 die 
Professoren Priebe, Frankfurt (Main), Woermann, 
Göttingen, Böker, Bonn, und Heuser, Braunschweig- 
Völkenrode, sowie Dr. Peters vom Deutschen 
Bauernverband und Dr. Kötter von der Forschungs- 
stelle für Agrarpolitik und Agrarsoziologie gehört. 

Eine objektive und repräsentative Vergleichs- 
lohnfeststellung wurde von den Sachverständigen 


als das Kernstück der Grünen Berichte bezeichnet. 
Bezüglich der praktischen Durchführung dieser Rech- 
nung wurde auf die Schwierigkeiten, die sich aus 
der Verschiedenheit der Arbeitsbedingungen in der 
Landwirtschaft und der industriell-gewerblichen 
Wirtschaft ergeben, hingewiesen. Die Mehrzahl der 
Sachverständigen sprach sich für die Beibehaltung 
des Jahresarbeitsverdienstes als Grundlage der Be- 
rechnung des Vergleichslohnes aus und erhob gegen 
die Forderung, den Jahresarbeitsverdienst durch 
Stundenverdienste zu ersetzen, insbesondere fol- 
gende Bedenken: 

1. Beim Vergleich der Stundenverdienste müßten 
die betriebsnotwendigen Arbeitszeiten bekannt 
sein. Die Bestimmung der betriebsnotwendigen 
Arbeitszeit stößt aber wegen der besonderen 
Produktionsbedingungen der Landwirtschaft auf 
außerordentliche Schwierigkeiten. Richtzahlen 
scheiden praktisch aus, da fast jeder Betrieb an- 
dere Verhältnisse aufweist. 

Laufende Untersuchungen anhand zuverlässig 
geführter Arbeitstagebücher zeigen, daß in den- 
selben Betriebsgrößen und Betriebstypen der 
notwendige Arbeitsaufwand in weiten Grenzen 
schwankt. 

2. Gegen den Stundenverdienstvergleich wurde 
geltend gemacht, daß die tatsächliche Arbeits- 
zeit des freien Unternehmerbauern, der seine 
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Arbeit selbst einteilen und dessen Arbeitstag der 
Natur des landwirtschaftlichen Betriebes entspre- 
chend flexibel sein muß, sich auch deshalb nur 
schwer ermitteln läßt, weil im bäuerlichen Ar- 
beitstag Familienleben und Betriebsarbeit im 
Gegensatz zur industriellen Wirtschaft fließend 
ineinander übergehen. 

3. Bei der Vergleichsrechnung wären neben den 
geforderten Überstunden- und Feiertagszuschlä- 
gen beim Stundenarbeitsverdienst eine evtl. Ar- 
beitslosigkeit und Krankheit während des Jahres 
sowie die tariflichen und freiwilligen Sozial- 
leistungen einzukalkulieren; desgleichen müßten 
die aufgewendeten Pendelzeiten und Pendel- 
kosten bei der Ermittlung des durchschnittlichen 
Stundenlohnes berücksichtigt werden. Dadurch 
ergeben sich erhebliche Fehlerquellen. 

Angesichts dieser Argumentation der Sachver- 
ständigen kam die Mehrheit des Ausschusses zu der 
Auffassung, daß zur Erhaltung der Repräsentanz 
und der Kontinuität der Grünen Berichte die Jahres- 
arbeitsverdienste weiterhin die Grundlage der Ver- 
gleichsrechnung bilden müßten. Der Ausschuß 
sprach sich jedoch dafür aus, daß daneben „beim 
Lohnvergleich auch die Stundenarbeitsverdienste 
herangezogen" werden sollten. 

Entsprechend dieser Auffassung wurde der Um- 
druck 492 mit Mehrheit abgelehnt und beschlossen, 
den Umdruck 497 gemäß Antrag des Ausschusses 
zu ändern. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD im Ausschuß 
hatten vor der Abstimmung erklärt, daß sie sich an 
dieser nicht beteiligen würden. 

Die Nr. 3 des Umdrucks 497 war von den An- 
tragstellern in der Ausschußsitzung zurückgezogen 
worden. 

Zu Umdruck 494 

Bei der Beratung des Antrags der Fraktionen der 
DP, CDU/CSU wurde die Lage der deutschen Eier- 
und Geflügelwirtschaft eingehend erörtert. Es wurde 
darauf hingewiesen, daß der steigende Verbrauch 
an Eiern und Geflügelfleisch in der Bundesrepublik 
weitgehend durch Importe gedeckt werde, während 


der relative Anteil der deutschen Eierproduktion 
am Verbrauch rückläufig sei. Die Inlandspreise — 
insbesondere die Eierpreise — - würden bestimmt 
durch die Exportpreise von Ländern, deren Produk- 
tionskosten — insbesondere die Futtermittelpreise — 
unter denen der Bundesrepublik lägen und zum 
Teil noch durch zusätzliche Exportsubventionen ge- 
stützt würden, bzw. bei den polnischen Importen 
durch staatlich festgesetzte Exportpreise, die in 
keinem Verhältnis zu den im Erzeugerland bezahl- 
ten Preisen ständen. 

Der nach dem Gesetz zur Förderung der deut- 
schen Eierwirtschaft zu gewährende Ausgleichsbe- 
trag für Handelsklasseneier reiche zur Herstellung 
einer Wettbewerbsgleichheit nicht aus; er komme 
auch nur einem Teil der deutschen Erzeuger zugute. 

Bei der Erörterung der zur Herstellung der Ren- 
tabilität rationell wirtschaftender bäuerlicher Ge- 
flügelhaltungen zu treffenden Maßnahme wurde auf 
die Möglichkeit der Einführung von Mindestpreisen 
bzw. eines spezifischen Gleitzolles hingewiesen. 
Von den Vertretern des Bundesministeriums für 
j Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wurde be- 
tont, daß die Einführung von Mindestpreisen das 
Vorhandensein von Handelsklassen für Schlachtge- 
flügel voraussetze. 

Der Ausschuß forderte einmütig die beschleunigte 
I Vorlage des in Vorbereitung befindlichen Geflügel- 
I Wirtschaftsgesetzes. 

I Der Antrag der Fraktionen der DP, CDU/CSU 
I wurde vom Ausschuß nach einer nur redaktionellen 
Änderung mit Mehrheit gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der SPD angenommen. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD lehnten den 
Antrag Umdruck 494 mit der Begründung ab, daß 
bei konsequenter Durchführung der im Antrag vor- 
gesehenen Maßnahmen durch die Bundesregierung 
der Verbraucher einen höheren Preis für Eier und 
Schlachtgeflügel zahlen müsse. Sie sprachen sich da- 
für aus, die Drei-Pfennig-Grenze im Gesetz zur 
Förderung der deutschen Eierwirtschaft zu streichen. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, den Anträgen des Ausschusses zu den vorlie- 
genden Umdrucken 492, 497, 494 seine Zustimmung 
zu geben. 


Bonn, den 20. Mai 1960 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . den Antrag der Fraktion der DP — Umdruck 492 — 
abzulehnen, 

2. den Antrag der Fraktion der FDP — Um- 
druck 497 — in nachstehender Fassung anzuneh- 
men: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 
im Grünen Bericht in Zukunft 

1. beim Lohnvergleich als Vergleichslohn neben 
dem Jahresarbeitsverdienst auch den Stun- 
denarbeitsverdienst heranzuziehen, 

2. die sich aus der Vergleichsrechnung erge- 
bende Gesamtdisparitätssumme unter Berück- 
sichtigung des § 4 Buchstaben a, b, c des 
Landwirtschaftsgesetzes bekanntzugeben.; 

3. den Antrag der Fraktion der DP, CDU/CSU 
— Umdruck 494 — in nachstehender Fassung an- 
zunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

unter Berücksichtigung aller vertraglichen und 
handelspolitischen Möglichkeiten dahin zu wir- 
ken, daß die Rentabilität rationell wirtschaften- 
der bäuerlicher Geflügelhaltungen wiederherge- 
stellt wird. 


Bonn, den 20. Mai 1960 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Dr. Reinhard 

Vorsitzender Berichterstatter 
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